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Bildung und Ökonomie* 
Aus bildungsökonomischer Sicht interessiert der Bildungssektor als ressourcellverbrauchelldes 
und qualijikationserzeugendes (humankapitalschajfendes) System. Daraus leiten sich drei öko-
nomisch relevante Themenkomplexe ab, die zugleich meinen Vortrag strukturieren: 
I. Ressourcenbeschaffung (Le.S. Bildungsfinanzierung), 
11. interne Effizienz der Ressourcennutzung, . 
Irr. Qualifizierungs- (Humankapital-) Erträge. 
J.; Ressourcenbeschaffung/Bildungsfinanzierung 
In Anlehnung an Mäding (1984, S. 261ff) lassen sich 1. beschreibende, 2. erklärende und 3. 
wertende wissenschaftliche Aussagen zur Bildungsfinanzierung unterscheiden. 
1. Beschreibende Aussagen 
Einen Überblick über die Struktur des Systems der Bildungsfinanzierung und dessen Einbettung 
in den volkswirtschaftlichen Kreislauf in der Bundesrepublik Deutschland gibt Abbildung 1. 
Abb.1 
Auf der Grundlage des Schemas lassen sich Bildungsausgaben und Finanzierungsströme diffe-
renziert rekonstruieren. Die Notwendigkeit einer analytisch separaten Betrachtung von Aus-
gaben und Finanzierung ergibt sich aus dem Tatbestand, daß erhebliche Teile der Mittel zur 
Finanzierung der Bildungsausgaben nicht von Trägem und Beteiligten unmittelbar aufgebracht 
werden, sondern daß diese sich ihrerseits aus anderen Quellen finanzieren. 
Beispiele: Die Gemeinden erhalten Zuschüsse der Länder für den Schulbau, die Länder Zu-
schüsse des Bundes für den Hochschulbau, die Studierenden Beihilfen nach BAFöG, die kirch-
lichen und sonstigen nichtöffentlichen Kindergärten, Schulen und Weiterbildungseinrichtungen 
öffentliche Zuschüsse. 
Relativ gut dokumentiert sind die Ausgaben der vom öffentlichen Sektor (öffentlichen Gebiets-
körperschaften) getragenen Bildungseinrichtungen und die von ihm getragenen Finanzierungs-
* Überarbeitete Fassung eines Vortrags auf der Sitzung der Abteilung "Schul- und Bildungspolitik" 
des VBE am 21.11.1992 in Würzburg 
2 
lasten für Bildungsausgaben. Die Finanzierungslasten kommen in den Nettoausgaben zum Aus-
druck: Sie erfassen die aus eigenen E.innahmequellen der jeweiligen Körperschaft fmanzierten 
Ausgaben. Die unmitt~lbaren Ausgaben geben dagegen Einblick in die Struktur der Bildungs-
ausgaben (Ausgabenarten) und damit in die Kompetenzverteilung zwischen den Gebietskörper-
schaften. 
Der Vergleich der Nettoausgaben und unmittelbaren Ausgaben nach Gebietskörperschaften 
zeigt, daß sich beim Bund 1991 die Nettoausgaben auf knapp 11 Mrd. DM beliefen, daß er ab~r 
selbst nur etwas mehr als 620 Mio. DM für Personalausgaben, Sachaufwand und Sach-
investitionen ausgab. Zählt man die Kategorie "übrige Ausgaben" hinzu, d.h. TransfeIZahlurigen 
an andere Bereiche (z.B. Studien- und Ausbildungsbeihilfen, gemeinsame Forschungsförde-
rung), dann sind die Nettoausgaben immer noch mehr als doppelt so hoch wie die unmittelbaren 
Ausgaben (vgL Tab. 1). 
Betrachtet man die Lastenverteilung zwischen den Gebietskörperschaften und ihre Entwicklung 
(vgl. Tab. 1a), dann zeigt sich, daß mit einem Anteil von etwa Dreiviertel der Nettoausgaben die 
Hauptlast bei den Ländern liegt und daß ihr relativer Finanzierungsbeitrag bis 1989 nahezu 
kontinuierlich gestiegen ist (1980: 72,4 Prozent; 1989: 75,6 Prozent). Dem für 1991 projektier-
ten rückläufigen Anteil bei den Ländern steht eine deutliche Anteilssteigerung des Bundes ge-
genüber. Die Gemeinden tragen dagegen mit abnehmende~ Tendenz zur öffentlichen Finanzie-
rung des Bildungswesens bei (1980: 18,9 Prozent; 1991; 16,0 Prozent). 
I Tab. 1a 
Die Differenzierung der Bildungsausgaben nach Bildungsbereichen zeigt Tabelle 2. Mit über 80 
Prozent verbrauchen Schulen und Hochschulen den größten Teil. Allerdings zeigt sich ein kon-
tinuierlicher Rückgang des Anteils der Schulen (1980: 59,3 Prozent; 1991: 52,5 Prozent). 
I Tab.2 
Die Differenzierung der Bildungsausgaben nach Ausgabenarten (unmittelbare Ausgaben) läßt 
die Dominanz der Personalausgaben an den öffentlichen Bildungsausgaben der Gebietskörper-
schaften erkennen. Sie beliefen sich 1991 auf über 58 Prozent der gesamten unmittelbaren Aus-
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gaben (ohne Berücksichtigung der "übrigen Ausgaben" lag ihr Anteil bei 70 Prozent). Gegen-
über 1980 erhöhten sich die Personalausgaben um fast 50 Prozent. Bei den Ländern wurden 
1990 mit knapp 125 N;1rd. DM fast 42 Prozent des Gesamthaushalts für Personalausgaben auf-
gewendet, von denen allein der Bildl.!-Ilgsbereich 57,7 Mrd. (= 46,3 Prozent) verbrauchte. Der 
Anteil der Sachinvestitionen belief sich dagegen nur noch auf 7,4 Prozent (1980: 12,5 Prozent). 
1 Tab. 3 -I 
Wesentlich schwieriger ist es, die Beiträge des privaten Sektors zur Finanzierung der Ausgaben 
des institutionellen Bildungswesens in seiner Vielfalt und für alle Bildungsbereiche zu erfassen. 
~erschlägig ist dies für das Jahr 1980 in Abbildung 2 versucht worden. Dargestellt ist darin die , 
Finanzierung des institutionellen Bildungswesens nach Bildungsbereichen und öffentlichen und 
privaten Trägem. Der Vergleich der privaten und öffentlichen Finanzierungsanteile zeigt, daß 
grob geschätzt etwa 70 Prozent aller institutionellen Bildungsausgaben vom öffentlichen, 30 
Prozent vom privaten Sektor fmanziert werden. Die öffentliche Finanzierung dominiert 
eindeutig im Schul- und Hochschulsektor, die private Finanzierung im Elementarbereich, dem 
Bereich der beruflichen Erstausbildung und in der Weiterbildung. 
1 Abb.2 
Aktuelle Daten. zum privaten Finanzierungsanteil liegen für die betriebliche Ausbildung vor. 
Die Bruttokosten der Berufsausbildung lagen danach 1991 bei 43 Mrd. DM, die Nettokosten 
(Differenz aus Bruttokosten und von den Auszubildenden erwirtschafteten Erträgen) bei 26,8 
Mrd. DM. Über 90 Prozent davon wurden von der Privatwirtschaft aufgebracht (IWD 1992, 
S.3). 
Abbildung 2 macht deutlich, daß die in den öffentlichen Haushalten ausgewiesenen Bil-
dungsausgaben keinen vollständigen Überblick über die gesamtwirtschaftliche Ressourcenver-
wendung für Bildungsaktivitäten geben. Sie lJIlterschätzen den volkswirtschaftlichen 
Ressourceneinsatz wegen der ergänzenden Finanzierungsbeiträge anderer Kostenträger 
(Haushalte, Unternehmen, Kirchen, Gewerkschaften). Der Anteil an den Bildungsausgaben, den 
der private Sektor für das institutionalisierte Bildungswesen aufwendet, liegt, wie erwähnt, 
immerhin bei fast einem Drittel. 
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf ein weiteres Manko der Beschränkung auf die 
öffentlichen Bildungsbudgets: die Unvollständigkeit des Ausgabenkonzepts. Unberücksichtigt 
bleibt dadurch der Ressourceneinsatz, der sich nicht in Geldströmen niederschlägt. Beispiel: die 
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aufgewendete Bildungs- und Ausbildungszeit, die nach der Schulpflicht für Erwerbstätigkeit 
und damit einzel- und gesamtwirtsch.aftlich einkommenssteigernd verwendet werden könnte. 
Beim Ausgabenkonzept wird diese Zeit pauschal mit einem Nullpreis bewertet. Dadurch 
werden die entgangenen Einkommen. als wichtige Komponente einzel- und gesamtwirtschaft-
licher Bildungsfinanzierung nicht erfaßt. Die gängige These vom "Studium zum Nulltarif' 
täuscht über diesen Sachverhalt hinweg (Mäding 1984). 
Ebenso ist auch der indirekte Finanzierungsbeitrag durch die Mitwirkung Freiwilliger im Bil-
dungswesen zu berücksichtigen. Bei uns hat dies - zumindest im staatlichen Schulwesenl - nicht 
die Bedeutung wie etwa in den USA. 
Einem kürzlich erschienenen Bericht über "Volunteers in Public Schools" (Michael 1990) ist zu 
entnehmen, daß im Schuljahr 1987/88 landesweit mehr als eine Million freiwilliger Helfer an 
staatlichen Schillen tätig waren - Mütter von Schülern, Pensionäre, von örtlichen Firmen freige-
stellte Mitarbeiter, Studenten. Thre Dienste wurden von Dreiviertel der amerikanischen Primar-
schillen und etwa der Hälfte der Sekundarschillen in Anspruch genommen. Im Primarbereich 
waren durchschnittlich 24(!), im Sekundarbereich durchschnittlich 15 freiwillige Helfer an einer 
Schille tätig. Eingesetzt wurden sie hauptsächlich für unterrichtsunterstützende Tätigkeiten (z.B. 
"tutoring", Korrekturarbeiten, Durchführung von Übungsarbeiten, Überwachung von natur-
wissenschaftlichen Experimenten) sowie für Funktionen im außercurricillaren Bereich (z.B. 
Sport, soziale Aktivitäten, Ausflüge, Schillbibliothek). 
Auf die hohe Bereitschaft, freiwillige Leistungen an Schillen zu erbringen, verweisen die Er-
gebnisse der jüngsten Gallup-Umfrage (vgl. Elam/Rose/Gallup 1992). Auf die Frage "Wären 
Sie auf Anfrage bereit, als unbezahlte(r) Freiwillige(r) in irgendeiner öffentlichen Schule dieser 
Gemeinde zu arbeiten oder nicht" antworteten fast 60 Prozent mit "ja". Von den Befragten, die 
keine Schu1kinder hatten, waren es immerhin noch 51 Prozent, von denen mit Kindern 72 Pro-
zent. 
Nach dem gescheiterten Hamburger Modellversuch zur Eltemmitwirkung im Unterricht 
könnten neue Anstöße in Richtung einer stärkeren (unentg~ltlichen) Mitwirkung externer Grup-
pen am Schillgeschehen vom Reformkonzept einer "gemeinwesenorientierten Schille" aus-
gehen, sofern diese sich nicht bloß als (kostenintensiver) Dienstleistungsbetrieb für die Ge-
meinde bzw. den Stadtteil versteht, sondern auch als Nutzer der lokal verfügbaren personellen 
Ressourcen für schillische Zwecke. 
Auch die KMK-Erldärung "Wachsende Schülerzahlen bei knappen Ressourcen" vom Juni 
dieses Jahres enthält den Hinweis, daß "bei Veranstaltungen außerhalb des Unterrichts ... die 
Schille noch stärker als bisher auf die freiwillige und ehrenamtliche Mitwirkung der Eltern an-
gewiesen sei" (S. 5). 
Weitere wichtige deskriptive Informationen zur Bildungsfmanzierung ~efem verschiedene 
Kennzahlen, die monetäre Größen mit realen (z.B. Schülerzahlen) oder anderen monetären 
Größen (z.B. Bruttosozialprodukt, Staatshaushalt) verknüpfen. Solche Kennzahlen bilden die 
Grundlage für interregionale, intersektorale und intertemporale Vergleiche. 
1 Bei den Privatschulen spielt dies z.T. eine erhebliche Rolle. An dem Bau der Waldorfschule in 
Dietzenbach (Kreis Offenbach) beteiligten sich die Eltern mit rund 18500 Arbeitsstunden. 
Geschätzte Kostenersprarnis: ca. 350.000 DM. (Frankfurter Rundschau v. 13.11.92) 
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Besondere Aufmerksamkeit finden - bereits seit den 50er Jahren - internationale Kennzahlen-
vergleiche, obwohl die methodischen Probleme solcher Vergleiche erheblich sind. Dennoch 
scheinen sie für die ~essourcenmobilisierung von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit zu 
sein. Aktuelle Vergleichsstatistiken für die OECD-Mitgliedsstaaten enthält die kürzlich erschie-
nene CERI-Publikation "Education at a Glance" (OECD 1992). 
(1) Die öffentlichen und privaten Ausgaben für Bildung als Prozentsatz des Bruttosozial-
produkts und des öffentlichen Gesamthaushalts 
Deutschland liegt beim Vergleich des Anteils der öffentlichen Ausgaben am Bruttosozialprodukt 
unter dem OECD-Durchschnitt, beim Vergleich des Anteils öffentlicher und privater Ausgaben 
über dem OE CD-Durchschnitt. Mit 9,1 Prozent :weist Deutschland den niedrigsten Anteil der 
(öffentlichen) Bildungsausgaben am öffentlichen Gesamthaushalt auf. 
Tab. 4a und 4b 
Unterschiede im prozentualen Anteil des Bruttosozialprodukts für Bildung korrespondieren 
nicht notwendigerweise mit Unterschieden in den Ausgaben pro Schüler. Ein gegebener pro-
zentualer Anteil kann mit höheren Ausgaben pro Schüler verbunden sein in Ländern mit einem 
höheren Sozialprodukt pro Kopf und niedrigerem Anteil von Schülern/Studenten an der Ge-
samtbevölkerung. 
Der Anteil der Bildungsausgaben am öffentlichen Haushalt reflektiert auch den Grad der 
"Verstaatlichung" (Indikator: Staatsquote) eines Landes. '-
(2) Ausgaben pro Schüler in US-Dollar 
Tab. 5 
Deutschland wendet - wie Japan übrigens auch - einen unterdurchschnittlichen Betrag an 
öffentlichen Ausgaben pro Schüler auf. 
Länderunterschiede bei diesem Indikator spiegeln sowohl Unterschiede in der materiellen 
Ressourcenausstattung des Schulwesens wider (z.B. Unterschiede in der Schüler-Lehrer-Rela-
tion) als auch Unterschiede in den relativen Preisen der Bildungsressourcen (z.B. Lehrergehälter 
im Verhältnis zum allgemeinen Preisniveau). 
Ich möchte mich jetzt der Mittelaujbringungs-Seite zuwenden. Ich erwähnte bereits, "daß zu ca. 
70 Prozent das institutionalisierte Bildungswesen in Deutschland aus öffentlichen Mitteln finan-
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ziert wird und zu 30 Prozent aus Mitteln des privaten Sektors (Unternehmen, Haushalte). Die 
Möglichkeiten einer substantiellen Aflteilsverschiebung zu Lasten des privaten Sektors halte 
ich, wie an anderer Stelle dargelegt wurde (vgl. Weiß/Weishaupt 1992), für gering. Für Korrek-
turen kommt, wie in Abschnitt 2 noch zu begründen sein wird, im wesentlichen der Hochschul-
sektor in Frage. Im allgemeinbildenden Schulbereich bestehen - sieht man einmal von der par-
tiellen Einschränkung der Lernmittelfreiheit (wie sie in Rheinland-Pfalz in Erwägung gezogen 
wird) ab - faktisch keine Möglichkeiten für eine verstärkte Mobilisierung privater Mittel. 
Im Zentrum der aktuellen Diskussion der Bildungsfinanzierung steht deshalb der öffentliche 
Haushalt Für ihn gilt der "Grundsatz der Gesamtdeckung" , das sogen. Nonaffektations-Prinzip, 
d.h.: Alle Einnahmen dienen als Deckungsmittel für alle Ausgaben (es gibt keine zweckgebun-
denen Steuern)2. Die Zweckbindung von Einnahmen ist auf gesetzliche Ausnahmen und be-
st~mmte zweckgebundene Zuweisungen beschränkt. Daher gibt es keine für Bildung gesicherten 
Finanzvolumina. Für die Bildungsfinanzierung kommt es demnach entscheidend auf die allge-
meine Haushaltsentwicklung und die zu erwartenden Forderungen anderer Aufgabenbereiche 
an. Die diesbezüglichen Perspektiven geben Anlaß zu der These, daß die Ressourcensicherung 
im Bildungswesen in Zukunft zunehmend schwieriger wird. 
Kurz- und mittelfristig werden das Zusammentreffen einer rezessiven wirtschaftlichen Ent-
wicklung, der vereinigungsbedingten Belastungen und des Wiederanstiegs der Schülerzahlen 
erhebliche Finanzierungsprobleme im Bildungsbereich nach sich ziehen. Für 1993 wird ein 
konjunkturbedingter Ausfall bei den Steuereinnahmen in Höhe von mindestens 10 Mrd. DM 
erwartet. Erhebliche Belastungen werden Ende 1994 auf die Länderhaushalte zukommen, wenn 
der "Fonds Deutsche Einheit" ausläuft und die neuen Bundesländer in den Länderfmanzaus-
gleich einbezogen werden. Würde dies nach den bisher geltenden Modalitäten geschehen, dann 
hätte dies gravierende Veränderungen zur Folge, wie Berechnungen mit Daten für 1991 zeigen 
(vgl. Tab. 6): 
Tab. 6 
Das Ausgleichsvolumen stiege auf das Siebenfache des bisherigen Betrages - von 4,4 auf 
31,6 Mrd. DM. 
2 In einigen Staaten (z.B. USA) werden Bildungsausgaben zu einem erheblichen Teil durch zweck-
gebundene Steuern finanziert In der Bundesrepublik Deutschland hatte 1970 das Bundeskabinett 
den Plan einer (zweckgebundenen) Bundesbildungsanleihe gebilligt. Eine erste Tranche von 250 
Mio. DM wurde auch begeben. Allerdings haben die Widerstände gegen die Abkehr vom Non-
affektationsprinzip dazu geführt, daß der Plan nicht weiter verfolgt wurde. 
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Über 99 Prozent der Gelder flössen in die neuen Bundesländer und nach Berlin. Von den 
alten Bundesländern erhielten nur noch Bremen und das Saarland einen bescheidenen Be-
trag, der Netto-Verlust wäre jedoch mit über 560 bzw. 330 Mio. DM beträchtlich. Nord-
rhein-Westphalen und Bayern, die im rein westdeutschen Finanzausgleich 1991 weder 
Geber noch Empfänger waren, hätten dann den größten Beitrag mit knapp 9 bzw. 5,8 Mrd. 
DM zu leisten. 
Langfristig kommen vor allem zwei Entwicklungen zum Tragen: 
. . 
(1) der überproportionale Anstieg der Versorgungsaujwendungen für Beamte. Für Bayern z.B. 
hat das Staatsministerium bis zum Jahre 2000 fast eine Verdopplung der derzeitigen 
Versorgungsaufwendungen berechnet: von 3 Mrd. auf 5,7 Mrd. DM. Bis zum Jahre 2035 
ist eine Steigerung auf das Zehnfache des heutigen Wertes projektiert (30,8 Mrd. DM). 
Dies entspricht einer Steigerung des Anteils der Versorgungsaufwendungen am Gesamt-
. haushalt von 6 auf 15 Prozent (vgl. Bayerischer Oberster Rechnungshof 1991). Insgesamt 
wird dadurch der Personal ausgaben anteil an den Länderhaushalten erheblich zunehmen 
und den Handlungsspielraum in einer kaum noch zu rechtfertigenden Weise einengen (vgl. 
Färber 1992). 
(2) Die altersstrukturelle Veränderung der deutschen Bevölkerung wird zu einer deutlichen 
Verringerung des Anteils der erwerbsfahigen Bevölkerung führen: von 58,4 Prozent (1990) 
auf 47,4 Prozent im Jahre 2030. Der Anteil der über 60jährigen steigt im selben Zeitraum 
von 20,8 auf 35,3 Prozent, der Anteil der unter 20jährigen sinkt von 20,8 auf 17,4 Prozent 
(vgl. Tab. 7). 
" 
I Tab. 7 
Die auf die wirtschaftlich aktive Bevölkerung, die Gruppe der 20 bis 60jährigen, zukom-
menden Belastungen lassen sich an der Summe des sog. Jugend- und Altenquotienten ab-
lesen. Der Gesamtquotient von 108,5 im Jahre 2030 bedeutet, daß 100 Personen im er-
werbsfähigen Alter 109 Jüngere oder Ältere "versorgen" müssen (zum yergleich: 1990 lag 
der Quotient bei 72,6). 
2. Erklärende Aussagen zur Bildungsjinanzierung 
Von der Wissenschaft in diesem Zusammenhang untersuchte Fragen sind z.B.: 
Wie elastisch reagiert die private Bildungsnachfrage auf Veränderungen bei Gebühren und 
der Ausbildungsförderung im Vergleich mit Einkommenserwartungen und entgangenem 
Einkommen? 
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Wie lassen sich über monetäre Mechanismen (erwünschte) Verhaltens änderungen bei den 
Bildungsteilnehmern erzielen? 
Welche Wirkung hat die BildungsfInanzierung auf die Einkommensverteilung? 
Welche Auswirkungen hat die Aufteilung der Kompetenz- und Lastenverteilung im 
Schulwesen auf Land und Kommunen für die interne AllokationseffIzienz? 
Es können hier nicht alle angesprochenen Fragen und die dazu vorliegenden Antworten der 
Wissenschaft erörtert werden. Aus aktuellem Anlaß möchte ich mich auf die Frage nach d~r 
Verteilungswirkung der derzeitigen Hochschulfinanzierung beschränken. 
Die schon in früheren empirischen Untersuchungen nachgewiesene Umverteilung von Haus-
halten ohne Studierende zu Haushalten mit Studierenden und von Nicht-Akademikern zu 
Akademikern wird erneut in einer kürzlich vorgelegten Studie von Grüske (1992) bestätigt. 
Zi~l der Studie war die Klärung von drei Fragen: 
(1) Welchen Gruppen fließen die öffentlichen Leistungen für die Ausbildung an Hochschulen 
zu? 
(2) Wer trägt die Lasten der öffentlichen Hochschulfinanzierung? 
(3) Welche Nettoeffekte ergeben sich aus dem Vergleich von Lasten und Leistungen? 
Diese Fragen werden in der Studie im Rahmen einer Querschnitts- und Längsschnitt-Inzidenz-
analyse beantwortet. Die Inzidenzanalyse bezieht die öffentlichen Leistungen im Hochschul-
wesen ein (Leistungsinzidenz) und stellt sie der Finanzierung gegenüber (Abgabeninzidenz). 
Entscheidend für die Verteilungsergebnisse ist die Nettoinzidenz. 
Zur Erfassung der öffentlichen Leistungen für Hochschulen werden die folgenden Kategorien 
einbezogen: " 
Realleistungen als Nettoausgaben für laufenden Aufwand und Investitionen, wobei für die 
Lehre an wissenschaftlichen Hochschulen 60% angesetzt wird, für Fachhochschulen 
100%; 
Förderleistungen/fransfers (BAFöG, Stipendien, Wohnraumförderung, Kindergeld für 
Studenten). 
Die Abgabeninzidenz wird in einem komplizierten Verfahren, das die Überwälzung von Abga-
ben berücksichtigt, ermittelt Wegen der Nonaffektation wird das gesamte Abgabensystem er-
faßt (ohne Sozialversicherungsbeiträge). Die Inzidenzanalyse wird für 38 öffentliche Ein-
nahmearten differenziert durchgeführt. Das Ergebnis ist die Verteilung der Gesamtabgaben auf 
verschiedene Gruppen von Haushalten bzw. Personen. Von dem so, e~itte1ten Gesamtabgaben 
wird jener Teil in die Analyse einbezogen, der der Finanzierung der öffentlichen Hochschul-
leistungen dient 
Die Querschnittsanalyse wird - mit Daten von 1983 - für verschiedene Herkunftsschichten von 
Studierenden vorgenommen. Gemäß dem Anteil der berücksichtigten Hochschulausgaben 
" 
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werden knapp 2 Prozent der öffentlichen Einnahmen zur Finanzierung der Leistungen für wis-
senschaftliche Hochschulen herangezo.gen. 
Ergebnisse: Da sich die Lasten der Hochschulfinanzierung auf alle Haushalte beziehen, von 
Hochschulleistungen aber nur jeder 25. Haushalt (als Haushalt mit studierenden Kindern) profi-
tiert, ~rgibt sich grundsätzlich eine deutlich höhere Nutzung im Vergleich zur Belastung. 
Innerhalb der Gruppe von Haushalten mit Studierenden sind untere Einkommensschichten mit 
einem Betrag von knapp 12.600 DM netto am besten gestellt Auch im Verhältnis zum Brutto-
einkommen werden sie am meisten begünstigt. Sie erhalten 53-mal mehr Leistungen (in Form 
von Realtransfers) als sie bezahlen. Aber auch die Haushalte der oberen Einkommensschichten 
erhalten immerhin noch knapp 15-mal mehr Leistungen im Vergleich zu den Lasten. Haushalte 
ohne Studierende zahlen nur für Hochschulbildung, ihre Nutzeninzidenz ist Null, d.h.: Es 
kqmmt zu einer Umverteilung von Haushalten ohne Studierende zu Haushalten mit Studieren-
den (vgl. Tab. 8a). Weiterhin zeigt sich (vgl. Tab. 8b): 
Tab. 8a und 8b 
Im Vergleich der Last- und Leistungsanteile zahlen Nichterwerbstätige und Arbeiter mehr 
als sie nutzen (Ergebnis der Unterrepräsentierung). 
Da Beamtenhaushalte unter den Studierenden überrepräsentiert sind, sind sie eindeutig 
Hauptnutznießer des Hochschulfinanzierungssystems: Die realisierten Leistungen sind 
doppelt so hoch wie die von ihnen getragenen Lasten .. , 
In der ergänzend vorgenommenen Längsschnittanalyse werden die öffentlichen Realausgaben 
und Förderleistungen während des gesamten Studiums, die Lebenseinkommen (simuliert auf der 
Grundlage von Querschnittsdaten) für Universitäts absolventen nach Fächergruppen und die von 
ihnen gezahlten Abgaben während der Lebenserwerbszeit gegenübergestellt. Es zeigt sich, daß 
die hochschulbedingte Abgabenlast während des Erwerbslebens in keinem Fall ausreicht, die 
empfangenen Leistungen, d.h. die öffentlich finanzierten Ausbildungskosten1 "zurückzuzahlen". 
Fazit: "Erwerbspersonen ohne Hochschulausbildung beziehen zum einen ein geringeres Lebens-
einkommen, zum anderen tragen sie einen beträchtlichen Teil der öffentlichen Hochschulfinan-
zierung, die wiederum Erwerbspersonen mit höheren Lebenseinkommen zugute kommen" 
(Grüske 1992, S. 17). Das derzeitige System der Hochschulfmanzierung ist verteilungspolitisch 
gesehen in höchstem Maße reformbedürftig. Diese Feststellung leitet über zu den wertenden 
Aussagen zur Bildungsfinanzierung. 
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3. Wertende Aussagen zur Bildungginanzierung 
Es geht hier um die Beurteilung der Bildungsfinanzierung bzw. bestimmter Finanzierungskon-
zepte und ihrer direkten und indirekten Konsequenzen anhand von Zielen. Diese Beurteilung 
. setzt zielbezogene Wirkungsanalysen voraus, z.B. Inzidenzanalysen zur Ermittlung der Vertei-
lungseffekte der Hochschulfmanzierung. 
Eine differenzierte normative Basis für die Beurteilung der Bildungsfinanzierung war mit dem 
Bildungsgesamtplan gegeben. In bezug auf die darin für 1985 fixierten Zielwerte läßt sich 
sagen, daß das Finanzmittelaufkommen zu ihrer Realisierung ausreichte, z.T. konnten die Phm-
ziele sogar übertroffen werden, z.B. bei der Lehrerversorgung, wie der Soll-Ist-Vergleich der 
Schüler-Lehrer-Relationen zeigt (vgl. Klemm 1986). 
A~ch der Vergleich der Ausgabenprognose im Entwurf zur Fortschreibung des Bildungs-
gesamtplans mit der tatsächlichen Ausgabenentwicklung zeigt, daß dem Bildungsbereich 1985 
in etwa die Finanzmittel zur Verfügung standen, die 1980 für dieses Zieljahr von den Planem 
als Bedarf prognostiziert worden war. Dieser Betrag lag übrigens über dem von den Finanz-
ministern seinerzeit gesetzten Limit, was die Schlußfolgerung nahelegt, daß die Fortschreibung 
des Bildungsgesamtplans nur vordergründig an Finanzierungsfragen gescheitert ist. 
Daß die Entwicklung des Gesamtbildungsbudgets günstiger ausfiel, als viele erwarteten, hängt 
zum einen mit der geringen Flexibilität der öffentlichen Ausgaben als Folge verschiedener Re-
striktionen zusammen (insbes. gesetzlich und vertraglich gebundenen Ausgabenverpflichtungen 
- vgl. ausführlich Weishaupt/Weiß 1988), zum anderen mit einer Preisentwicklung, die günsti-
ger verlief, als in den Planungen der BLK angenommen', wurde. Die geringe Flexibilität der 
öffentlichen Ausgaben "nach unten" wirkt gewissermaßen als Pufferfaktor gegen einschnei-
dende Kürzungen. 
Allerdings läßt sich zeigen, daß es trotz ausreichender Gesamtbudgets nicht gelungen ist, intern 
die Mittel prioritätengeleitet (entsprechend den Zielwerten des fortgeschriebenen Bildungs-
gesamtplans) zu verwenden: Ein Vergleich von Planungs-Soll und Haushalts-Ist zeigt für das 
Jahr 1985, daß für das allgemeinbildende Schulwesen etwa eine Mrd. DM mehr ausgegeben 
wurde als nach den Planungszielen vorgesehen war.· Demgegenüber betrug die finanzielle 
Unterausstattung des beruflichen Schulwesens mehr als 3,5 Mrd. DM. Die verfügbaren Mittel 
lagen damit um fast ein Drittel unter dem Planungswert (vgl. Weishaupt/Weiß 1988). 
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ll. Interne Effizienz der Ressourcennutzung 
Die Effizienzthematik hat vor allem durch das publizistisch vielbeachtete "Kienbaum-Gutach-
ten" an Aktualität gewonnen. Aber auch die Landesrechnungshöfe haben sich in jüngster Zeit 
verstärkt Fragen der Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes im Schulwesen in z.T. umfang-
reichen Stellungnahmen zugewandt (vgl. die Übersicht bei Weiß 1992; ferner: Bayerischer 
Oberster Rechnungshof 1991). Erwähnt seien insbesondere die Prüfungsberichte des bade~­
württembergischen, hessischen und bayerischen Rechnungshofes. hn Zentrum der Kritik stehen 
dabei einmal die Deputatsermäßigungen. Es wird für notwendig erachtet, den Lehrereinsatz 
wieder stärker auf den Kernbereich der Lehraufgaben zu konzentrieren. In der Stellungnahme 
des Rechnungshofes Baden-Württemberg wird moniert, daß von den knapp 32000 Deputaten, 
diy den Grund- und Hauptschulen im Schuljahr 1989/90 zur Verfügung standen, nur ca. drei 
Viertel für den Pflichtunterricht verwendet wurden. Vor der Anforderung neuer Stellen sollte 
dafür Sorge getragen werden, dieses Anteilsverhältnis zugunsten der unterrichtlichen Grund-
versorgung zu korrigieren. hn Bericht des Bayerischen Rechnungshofes wird u.a. auf die erheb-
liche Diskrepanz in der Personal ausstattung zwischen schulischem und tertiärem Sektor hinge-
wiesen. Im Blick auf den Wiederanstieg der Schülerzahlen in den 90er Jahren werden auch im 
Schulbereich "Untertunnelungsstrategien" , mit denen der Hochschulsektor seit einem Jahrzehnt 
lebt, für zumutbar gehalten. 
Im Mittelpunkt des Prüfungsberichtes des hessischen Rechnungshofes (1991) steht die Proble-
matik einer unwirtschaftlichen Schulorganisation. Das vielfältige Schulangebot der weiter-
führenden allgemeinbildenden Schulen sei, so die Kritik, ·,auf zu viele Standorte verteilt. Die 
negativen ökonomischen Konsequenzen daraus zeigen sich in Hessen insbesondere bei den 
Hauptschulen, den Förderstufen und den gymnasialen Zweigen der additiven Gesamtschulen. 
Sie sind das Ergebnis des Zusammenwirkens der Konfliktvermeidungsstrategie der oft nur mit 
knappen Mehrheiten ausgestatteten Landesregierungen und der Kompetenz- und Lastenvertei-
lung zwischen Land und Kommunen. Die Trennung in eine Zuständigkeit für "innere" und 
"äußere" Schulangelegenheiten begünstigt einen suboptimalen Mitteleinsatz. Die Schulträger 
neigen dazu, schulorganisatorische Entscheidungen, die in ihren Kompetenzbereich fallen, unter 
Außerachtlassung der Auswirkungen auf die Personalausgaben in den Landeshaushalten zu tref-
fen. Die fehlende Kosteninzidenz hat zur Folge, daß vielfach lehrerintensive Schulangebote und 
-strukturen mit sehr kleinen Schulen und Klassengrößen aufrechterhalten werden. hn Blick 
darauf erwägt z.B. die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die kommunalen Schulträger 
in die fmanzielle Mitverantwortung für vermeidbare Personalkosten zu nehmen, die diese durch 
eine unökonomische Schulorganisation verursachen. Umgekehrt verhindern schul gesetzliche 
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Vorgaben der Länder eine flexible Anpassung der Schulorganisation an die jeweilige Bedarfs-
entwicklung, was die Budgets der Sch~träger in Form höherer Sachausgaben belastet. 
Die ökonomischen Implikationen schulstruktureller Fragen sind s.eit Jahren Forschungsgegen-
stand der Abteilung Bildungsökonomie des peutschen Instituts für Internationale Pädagogische 
Forschung. Die dazu vorliegenden Untersuchungen zeigen, daß sich pädagogisch und ökono-
misch optimale Lösungen nicht notwendigerweise ausschließen müssen (Weishaupt 1985). Dies 
belegen auch die in Tabelle 9 dargestellten Ergebnisse einer Modellrechnung von Holtappels 
vom Institut für Schulentwicklungsforschung/Dortmund. 
Tab. 9 
Gegenwärtig intensiv diskutiert wird die Frage, welche Folgen die quantitativen Einschnitte im 
Bildungsbereich für die Bildungsqualität haben. Lehrerverbände und Elternorganisationen be-
fürchten erhebliche negative Auswirkungen. Die Bildungspolitiker halten dagegen die Kritik an 
ihren Sparbeschlüssen für unangemessen und verweisen darauf, daß quantitative Einschnitte 
nicht gleichbedeutend seien mit einer qualitativen Verschlechterung (vgl. KMK-Erklärung 
"Wachsende Schülerzahlen bei knappen Ressourcen" vom 25./26.6.1992). 
Auch in diesem Konfliktfall empfiehlt es sich, die einschlägige Forschung zu Rate zu ziehen. 
Vor allem in den USA sind in den 60er und 70er Jahren zahllose Untersuchungen zur Ressour-
cenwirksamkeit entstanden. Den Hintergrund dafür bilden die - nach wie vor bestehenden - er-
heblichen Disparitäten in der schulischen Ressourcenauss~ttung zwischen den Schulbezirken. 
Sie sind die Folge der dezentralisierten Finanzierung des amerikanischen Schulwesens, die 
überwiegend aus Einnahmen der lokalen Grundsteuer ("property tax") erfolgt. Die Problematik 
der Schulfinanzierung hat nicht nur die Gerichte beschäftigt, sondern auch das Interesse der Bil-
dungsforschung geweckt. In zahlreichen empirischen Untersuchungen wurde der Frage nachge-
gangen, inwieweit feststellbare Unterschiede in der Schulqualität (zwischen Schulen, Schul-
bezirken), meist gemessen an Schulleistungsdifferenzen, auf Unterschiede in der Ressourcen-
ausstattung zurückzuführen sind - nach statistischer Ausschaltung des Einflusses außerschuli-
scher Faktoren. 
Eric Hanushek, ein Wirtschafts- und Politikwissenschaftler der Universität Rochester, hat in 
einem 1981 veröffentlichten Übersichtsartikel die Ergebnisse von 130 Studien zur Ressourcen-
wirksamkeit zusammengefaßt (Hanushek 1981). Die in den 130 Studien gefundenen Zusam-
menhänge zwischen Input-Variablen und dem jeweiligen Kriterium sind in Tabelle 10 zusam-
mengestellt. Sie enthält Informationen darüber, ob ein erwartungskonformer positiver oder ein 
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eIWartungswidrig negativer Zusammenhang gefunden wurde und ob es sien. um einen statistisch 
signifikanten oder insignifikanten Zus~enhang handelt. 
Tab.lO 
Den Ergebnissen von 554 Signifikanztests zufolge sind im Durchschnitt über 80 Prozent der ge-
prüften Variablen-Beziehungen statistisch insignifikant. Was die Effektrichtung betrifft, so zeigt 
sich, daß für verschiedene Ausgabendetenninanten häufiger ein negativer Zusammenhang mit 
Schulleistungen festgestellt wurde. Entgegen weitverbreiteter Meinung ist z.B eine günstigere 
Lehrer-Schiller-Relation öfters mit niedrigeren als mit höheren Schulleistungen verbunden. 
L~diglich bei der Berufserfahrung der Lehrer/innen zeigt sich ein stabiler positiver Zusammen-
hang. 
Hanushek's Fazit: "Die Inputs, auf die sich die Schulen konzentrieren und die sich in Ausgaben-
unterschieden niederschlagen, werfen keinen konsistenten Ertrag in Form höherer Schulleistun-
gen ab. Die einzige verläßliche Aussage ist, daß angestrebte Verbesserungen der Schulqualität 
mit den üblicheIWeise propagierten Maßnahmen die Schul ausgaben erhöhen" (S. 28). 
Diese Schlußfolgerung aus vorliegenden Forschungsbefunden zur Ressourcenwirksamkeit re-
präsentiert die nach wie vor herrschende Meinung in der Wissenschaft. Sie ist durch neuere 
Studien, wie sie vereinzelt in den 80er Jahren noch durchgeführt wurden, nicht revisionsbedürf-, 
tig geworden (vgl. im einzelnen Weiß 1993). 
Auch in einer umfangreichen vergleichenden Untersuchupg der Leistungswirksamkeit staat-
licher und privater Sekundarschulen in den USA durch den bekannten Soziologen James S. 
Coleman von der Universität Chicago zeigt sieh, daß die nachweisbaren Leistungsunterschiede 
nicht mit der Ressourcenausstattung zusammenhängen: Die als leistungsüberlegen identifizier-
ten katholischen Privatschulen gaben etwa ein Drittel weniger pro Schiller aus als die staatlichen 
Schulen (Coleman/Hoffer 1987). 
Der in den Studien zur Ressourcenwirksamkeit übeIWiegend festgestellte ~eringe Zusammen-
hang zwischen schulischer Ressourcenausstattung und Schulqualität kann nicht dahingehend 
interpretiert werden - wie dies bisweilen geschieht - , daß Schulen bedeutungslos seien 
("schools don't make a difference"). Diese Studien vergleichen ja nicht die Leistungen beschul-
ter und unbeschulter Kinder, sondern fragen nach der Bedeutung von Unterschieden im beste-
henden System. Eine über den erfaßten Variationsbereich hinausgehende Extrapolation der Er-
gebnisse kann deshalb zu schweIWiegenden Fehlschlüssen führen. In Entwicklungsländern 
kommt den Schulressourcen, wie auch empirisch belegt ist (z.B. Fuller 1987), eine größere Be-
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deutung zu als in Industrieländern. Es scheint so, als würden sich nach Überschreiten eines be-
stimmten Ressourcenniveaus (das in ·.den meisten Industrieländern erreicht sein dürfte) keine 
substantiellen qualitäts~teigernden Effekte mehr einstellen. 
Ergänzend sei angemerkt, daß auch gesonderte Auswertungen der Klassengrößell-Forschullg zu 
ähnlichen Ergebnissen gelangen wie die Studien zur Ressourcenwirksamkeit. Die von Ingen-
kamp/petillion/Weiß (1985) zusammengefaßten Forschungsergebnisse stehen in deutlichem 
Kontrast zu der in der Schulöffentlichkeit vorherrschenden Meinung, zwischen Klassengröße 
und Unterrichtsqualität bestehe ein bedeutsamer und linearer Zusammenhang. Gerade deshalb 
werden, was verständlich erscheint, die Forschungsbefunde, die einen solchen Zusammenhang 
nicht bestätigen, mit besonderer Skepsis zur Kenntnis genommen. Angezweifelt wird die Serio-
sität der Untersuchungen vor allem deshalb, weil es sich dabei um keine experimentell durchge-
führten Studien handelt, sondern in der Regel um Querschnittsanalysen, in denen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt ermittelte Unterschiede in der Klassengröße mit Schulleistungsunter-
schieden in Verbindung gebracht werden. 
Allerdings stellen sich auch in methodisch anspruchsvolleren Untersuchungen jüngeren 
Datums, in denen die LeistungseIltwicklung von Schüler/innen in unterschiedlich großen 
Klassen über einen längeren Zeitraum hinweg beobachtet wurde, nicht die erwarteten Ergeb-
nisse ein. 
In einem Modellversuch an Grundschulen in Illdialla (vgl. Tomlinson 1989) wurden die 
Klassenfrequenzen gezielt gesenkt, um die Schulleistungen zu verbessern (18 Schüler in Klasse 
1, 22 Schüler in Klasse 2 und 3). Am Ende des ersten Jahres zeigte sich bei 50 Prozent der 
Schulbezirke, in denen die Klassen verkleinert worden waren, auch eine signifikante Verbesse-
rung der Testergebnisse im Lesen und bei 30 Prozent der Schulbezirke in Mathematik (bei 50 
bz\V. 70 Prozent zeigte sich kein Effekt). Am Ende des zweiten Jahres war der Anteil der 
Distrikte mit günstigeren Testergebnissen aufgrund kleinerer Klassen auf 30 bzw. 10 Prozent 
zurückgegangen (bei 70 bzw. 90 Prozent zeigte sich kein Effekt). Im dritten Jahr nach Beginn 
des Modellversuchs waren die Vorteile kleiner Klassen nicht nur verschwunden, zum Teil 
zeigte sich sogar, daß der Lerngewinn in größeren Klassen den in kleineren Klassen überstieg. 
Zu einer der wenigen Untersuchungen, die zu einem abweichenden Ergebnis gelangen, zählt 
eine über vier Jahre angelegte Längsschnittstudie in Tennessee (Projekt STAR - vgl. Pate-Bain 
et al. 1992). Der darin durchgängig gefundene Leistungsvorteil kleiner Klassen (13-17 
Schüler/innen) scheint aber eng verknüpft zu sein mit der didaktisch-methodischen Kompetenz 
der darin unterrichtenden Lehrkräfte. 
Selbst wenn es hinreichende Evidenz dafür gäbe, daß sich durch (substantielle) Verringerung 
der Klassengröße der Lernerfolg nachhaltig steigern ließe, ist damit noch nichts über die Effi-
ziellz dieser Maßnahme ausgesagt. Dazu sind neben der Effektivität auch deren Kosten zu be-
rücksichtigen. Erst im Vergleich der so ermittelten Kostenwirksamkeit mit deIjenigen alternati-
ver Maßnahmen zur Lernerfolgssteigerung läßt sich die Effizienz der Reduzierung der Klassen-
schülerzahl bestimmen. In einer in den USA durchgeführten Studie (vgl. Levin/GlassIMeister 
1986), in der vier verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der Mathematik- und Lese-
leistungen von Grundschülern hinsichtlich ihrer Kostenwirksamkeit miteinander verglichen 
wurden - Senkung der Klassenfrequenz, Verlängerung des Schultages, computerunterstützter 
Unterricht, Einsatz von Gleichaltrigen und Erwachsenen als Tutoren - , erwies sich die Reduzie-
rung der Klassenfrequenz als die am wenigsten effiziente Maßnahme. 
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Der Hinweis auf dieses Ergebnis ist nicht dahingehend zu interpretieren, daß grundsätzlich auf 
kleine Klassen verzichtet werden soll ... Sie sind bei Vorliegen bestimmter Indikationen zweifel-
los sinnvoll, z.B. bei ~chulen in sozialen Brennpunkten, bei hohem Ausländeranteil oder in 
Integrationsklassen. Fragwürdig unter Effizienzaspekten ist dagegen eine globale Verringerung 
der Klassenfrequenz, die seit Jahren fester Bestandteil bildungspolitischer Forderungskataloge 
ist. Selbst eine marginale Absenkung ist, wie das nachfolgende Beispiel verdeutlicht, mit einem 
beträchtlichen kumulativen Kosteneffekt verbunden. 
" Bei einer durchschnittlichen Klassenfrequenz von 25 Schülern, einem durchschnittlichen Ange-
bot von 27 Lehrerwochenstunden und einem Bedarf von 30 Schülerwochenstunden werden bei 
450.000 zu b~schulenden Primarschülem 20.000 Lehrerstellen benötigt. Die damit verbundenen 
Personalkosten belaufen sich - bei Berücksichtigung eines Versorgungszuschlags von 30 Pro-
zent - auf etwa 1,8 Mrd. DM. Bei Verringerung der durchschnittlichen Klassenfrequenz um 
einen Schüler würden Mehrkosten in Höhe von 75 Mio. DM entstehen. Es dürfte unstrittig sein, 
daß diesem Betrag ein vernachlässigbarer "Grenznutzen" gegenübersteht. 
Aus diesem Beispiel läßt sich ganz allgemein die bildungspolitische Empfehlung ableiten, die in 
hohem Maße standardisierte Mittelzuweisung an die SChulen durch eine differenzierte, indika-
torengeleitete Ressourcenzuweisung zu ersetzen. Dies würde nicht nur den finanziellen Hand-
lungsspielraum erweitern, sondern auch zu einer höheren Kostenwirksamkeit und eventuell 
einem Abbau von Chancenungleichheiten beitragen. 
III. Qualifizierungs- (Humankapital-) Erträge 
Darauf, daß Bildungsausgaben Zukunftsinvestitionen sind, die sowohl dem einzelnen als auch 
der Gesellschaft Nutzen bringen, haben bereits die Klassiker der Nationalökonomie aus dem 18. 
und 19. Jahrhundert hingewiesen. Erst die modeme Bildungsökonomie, die sich in den 50er und 
60er Jahren als Teildisziplin der Volkswirtschaftslehre etablierte, war jedoch methodisch 
imstande, diesen Hinweis durch empirische Ermittlung der individuellen und gesellschaftlichen 
Erträge zu substantiieren. Die in den 60er Jahren vorgelegten Ergebnisse zum Zusammenhang 
zwischen Bildungsausgaben und Wirtschaftswachstum haben die Bildungsexpansion in der 
Anfangsphase maßgeblich argumentativ unterstützt. In jüngster Zeit wird der investive 
Charakter von Bildungsausgaben zur Abwehr von Mittelkürzungen im Bildungsbereich wieder 
verstärkt ins Bewußtsein gebracht (vgl. z .. B. die KMK-Erklärung "Wachsende Schülerzahlen 
bei knappen Ressourcen" vom 25./26.6.1992). Die Überzeugungskraft der Investitionsthese 
hängt entscheidend von einem empirisch fundierten Nachweis der Erträge von Bildung ab. 
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Eine systematisierte Übersicht über mögliche Bildungserträge gibt Abbildung 3. 
Abb.3 
Eine Differenzierung der Erträge kann zunächst danach vorgenommen werden, ob sie dem Aus-
gebildeten selbst ;zufließen (= interne Erträge) oder ob sie Dritten, Gruppen oder der Gesell-
schaft als Ganzes zufließen (= externe Erträge). 
1. Illterne Erträge 
1.1 Monetäre Erträge 
1.1.1 Direkte monetäre Erträge . 
Diese Kategorie von Erträgen erfaßt die bestimmten Bildungs- und Ausbildungsaktivitäten zu-
rechenbaren Mehreinkommen. 
Daß im Durchschnitt formal besser Ausgebildete mehr verdienen als weniger Qualifizierte, ist 
eine triviale Feststellung. Sie bezieht sich auf einen Zusammenhang, der weltweit zu beobach-
ten ist (vgl. Tab. 11). Eine differenziertere Übersicht für die Bundesrepublik findet sich in 
Tabelle 11 a. 
Tab. 11 und 11a 
Nach der Humankapitaltheorie sind die Einkommensdifferenzen unterschiedlich Qualifizierter 
eine direkte Folge differentieller Ausbildungsinvestitionen. "In Analogie zu Realkapitalinvesti-
tionen werden die während einer Schulausbildung entgangenen Einkommen sowie die Kosten 
der Schulausbildung als Investition betrachtet, die im späteren Arbeitsleben durch höhere Ein-
kommen ausgeglichen werden. Die Mehreinkommen der formal jeweils höher Qualifizierten 
wird mit ihrer höheren Produktivität gegenüber den jeweils weniger Qualifizierten begründet" 
(Blossfeld/Hannan/Schömann 1991, S. 2). Für die Arbeitgeber wichtige Hinweise auf die zu 
erwartende Produktivität liefern die im Bildungssystem erworbenen Zertifikate. Eine andere 
Theorie CL. Thurow) besagt, daß die eigentlich berufsrelevanten Qualifikationen erst durch "on-
the-job-training" erworben werden und daß im Bildungssystem erworbene Zertifikate ein wich-
tiger Indikator für die zu erwartenden innerbetrieblichen Ausbildungskosten sind. Formal besser 
Ausgebildete verursachen weniger Kosten für die Aneignung einer speziellen Ausbildung als 
formal weniger Qualifizierte. 
Die bildungsspezifischen Einkommensdifferenzen bilden die Grundlage für die Berechnung der 
Rendite von Bildungsinvestitionen. Solche Berechnungen können aus individueller und aus ge-
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sellschaftlicher Perspektive vorgenommen werden. Die Berechnung privater Ertragsraten von 
Bildungsinvestitionen zeigt, wie profitabel es für einen einzelnen Schüler/Studenten oder seine 
Familie ist, in Bildung zu investieren. Konkret: Lohnt es sich z.B., nach dem Sekundarschul-
besuch ein Hochschulstudium anzuschließen? Die soziale Ertragsrate dagegen ermöglicht eine 
Evaluation von Bildung als eine gesellschaftliche Investition. 
Zur Berechnung von Ertragsraten: 
Zunächst werden alle mit einer Bildungsmaßnahme verbundenen Kosten ermittelt (nicht Ausga-
ben!)3. Das bedeutet, daß z.B. auch die während der Bildungsmaßnahme entgangenen Einkom-
men der Teilnehmer berücksichtigt werden müssen, die sich nicht in den Bildungsbudgets nie-
derschlagen, ebenso wie kalkulatorische Kosten, z.B. Abschreibungen und Zinsen auf ge-
bundenes Kapital in Gebäuden etc. 
Die ökonomischen Erträge der Bildungsinvestition sind das damit realisierbare zusätzliche 
Lebenseinkommen. Es ist also, um bei dem obigen Beispiel zu bleiben, die Differenz zwischen 
den Lebenseinkommen von Sekundarschul- und Hochschul-Absolventen zu ermi~eln (vgl. 
Abb.4). 
I ~bb.4 
Im Falle der Kalkulation von individuellen Ertragsraten werden Nettoeinkommen und die indi-
viduell zu tragenden Kosten zugrunde gelegt, im Falle der Kalkulation von sozialen Ertrags-
raten Brutto-Einkommen und die gesamten gesellschaftlichen Kosten. Die Differenz zwischen 
individuellen Kosten und gesellschaftlichen Kosten ist umso größer, je größer der Anteil der 
öffentlich finanzierten Kosten ist. Umso höher ist dann die private Ertragsrate gegenüber der 
sozialen. 
In den USA durchgeführte Ertragsraten-Berechnungen zeigen, daß die privaten internen 
Ertragsraten eines vieIjährigen College-Studiums zwischen 10 und 25 Prozent liegen, die 
sozialen Ertragsraten zwischen 9 und 14 Prozent. Trotz einiger Schwankungen im Zeitablauf 
sind die Ertragsraten langfristig relativ stabil. Deutlich niedriger sind dagegen im Durchschnitt 
die Ertragsraten von Graduierten-Studienprogrammen (vgl. Cohn/Geske 1990, S. 106 ft). 
Tabelle 12 gibt einen Überblick über die Ergebnisse v{)n Ertragsratenberechnungen in 29 
Ländern, differenziert nach Region und Bildungsstufe. 
Die unter Ausschaltung des Einkommenseffekts der Berufserfahrung vorgenommenen 
Renditeberechnungen für die Bundesrepublik (vgl. Bellmann/Reinberg/Tessaring 1992) zeigen, 
daß die Bildungsrendite von Hochschulabsolventen (ohne Selbständige und Beamte) gegenüber 
Beschäftigten mit Abitur 1983 mit 7,4 Prozent zwei Prozentpunkte über dem Wert von 1976 
lag. Die im Vergleich mit Beschäftigten mit abgeschlossener Berufsausbildung ermittelte 
Rendite eines Fachhochschulstudiums stieg im gleichen Zeitraum von 8,6 auf 11,5 Prozent. 
I Tab. 12 
Auf der Grundlage solcher Ertragsratenberechnungen ist gelegentlich auch die Frage untersucht 
worden, ob es gesellschaftlich günstiger ist, in Humankapital oder Sachkapital zu investieren. 
Eine solche vergleichende Berechnung sozialer Ertragsraten hat kürzlich der amerikanische Bil-
dungsökonom Mc Mahon (1991) vorgenommen. Investitionen in Humankapital waren danach 
3 Wie sehr die gesellschaftlichen Kosten unterschätzt werden, verdeutlichen Berechnungen von 
Lüdeke (1985) mit Daten von 1979. Danach machten in den wirtschafts- und gesellschaftswissen-
schaftlichen Studiengängen die laufenden Hochschulausgaben je Student (knapp 7.000 DM) nur 16 
Prozent der Gesamtkosten (42,5 Tsd. DM) aus. 
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mit einer Ertragsrate von 10 bis 15 Prozent fast so rentabel wie Investitionen in Sachkapital (16 
Prozent) und wesentlich rentabler als der Erwerb von Wohnungen (4 Prozent). 
1.1.2 Indirekte monetäre Erträge 
Mit der Kategorie der Optionserträge-wird der Tatsache Rechnung getragen, daß das Erreichen 
bestimmter Ausbildungsniveaus Chancen eröffnet, in nächsthöhere Auspildungsstufen aufzu-
steigen und damit zusätzliche Einkommen zu erreichen. 
Intergenerationale Effekte entstehen durch den Einfluß der Ausbildungsniveaus der Eltern a~f 
das Bildungsniveau ihrer Kinder und der daraus resultierenden zusätzlichen Einkommensdiffe-
renzen dieser Generation von Arbeitskräften. Die Bedeutung des elterlichen Ausbildungs-
niveaus für ihre Bildungsaspiration bezüglich ihrer eigenen Kinder zeigt sich in den regelmäßig 
durchgeführten Repräsentativbefragungen des Instituts für Schulentwicldungsforschung zum 
gewünschten Bildungsabschluß (vgl. Rolff et al. 1992). 
Die kustodiale Dienstleistung von Schulen (Betreuung von Kindern) ermöglicht Müttern, eine 
Berufstätigkeit auszuüben und somit Einkommen zu erzielen (vgl. den Quantifizierungsversuch 
für die Bundesrepublik bei Weißhuhn 1977). 
1.2 Nicht-monetäre Erträge 
1.2.1 Nicht-monetäre Options-Erträge, "Hedging options" (Schutzerträge) 
Vermehrte Bildungsinvestitionen erhöhen die beruflichen Wahlmöglichkeiten. Mit steigendem 
Ausbildungsniveau steigen auch die Chancen, in Berufen mit günstigeren Arbeitsbedingungen; 
größerer Autonomie, mehr Möglichkeiten der Selbstverwirklichung und höherem Prestige tätig 
zu werden. Entsprechend größer ist auch die Arbeitszufriedenheit. Von der Höhe des Ausbil-
dungsniveaus hängt auch die Anpassungsfähigkeit an strukturelle und technische Änderungen 
im Beschäftigungssystem ab. Der Ertrag besteht in einem größeren Schutz vor Arbeitslosigkeit 
(vgl. Tab. 13a) und "unterwertiger" Beschäftigung. 
1.2.2 Außerberufliche Erträge 
Darunter werden alle privaten nichtmonetären Erträge subsumiert, die außerhalb der beruflichen 
Tätigkeit entstehen. Die Forschung hat in den letzten Jahren diesen Bildungserträgen verstärkte 
Aufmerksamkeit geschenkt. Darin spiegelt sich die Abkehr von einer nur auf das Beschäfti-
gungssystem bezogenen Qualifizierungsfunktion von Schule wider. Die inzwischen vorliegende 
Forschungsevidenz macht deutlich, daß Bildung in vielfaItiger Weise außerberufliche Tätig-
keiten beeinflußt, die Gesundheitsvorsorge ebenso wie das Konsumverhalten, die Kindererzie-
hung, Haushaltsführung und Freizeitgestaltung. Untersuchungen gelangten diesbezüglich unter 
anderem zu folgenden Ergebnissen (vgl. Haveman/Wolfe 1984): 
Es besteht ein deutlicher positiver Zusammenhang zwischen Bildung und dem Gesund-
heitszustand; die Lebenserwartung formal besser Qualifizierter ist im Durchschnitt höher, 
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das Bildungsniveau der Ehefrau wirkt sich positiv auf die Gesundheit ihres Mannes aus (in 
stärkerem Maße als dessen eigefl:es Bildungsniveau). Desgleichen korreliert das Bildungs-
niveau einer Mutter positiv mit der Gesundheit ihrer Kinder. 
Ein höheres Bildungsniveau der Eltern wirkt sich positiv auf die intellektuelle Entwicklung 
ihrer Kinder aus. Besser ausgebildete Mütter wenden weniger Zeit für Hausarbeit und 
mehr für die Kindererziehung auf; Eltern der oberen Bildungsschichtlimitieren stärker den 
Fernsehkonsum ihrer Kinder und achten mehr auf die Erledigung der Hausaufgaben. Ins-
gesamt ist das häusliche Anregungspotential für Kinder besser ausgebildeter Eltern größer: 
Ein positiver Zusammenhang zum Bildungsniveau zeigte sich auch bezüglich des Kon-
sumverhaltens. Besser. Ausgebildete sind besser informiert und treffen effizientere 
Kaufentscheidungen (kostengünstigere Bedürfnisbefriedigung). Ihr "Haushalts-
management" ist effizienter: Neue zeitsparende Produkte werden von ihnen schneller 
genutzt. 
Bildung führt zur Entstehung "langlebiger Konsumgüter" mit nutzenstiftenden Effekten 
etwa im Freizeitbereich. Abhängig vom erreichten Bildungsabschluß sind z.B. Fremd-
sprachenkenntnisse und die Beherrschung eines Musikinstruments (vgl. Baumert 1991). 
Haveman/Wolfe (1984) schlußfolgern aus den vorliegenden Forschungsbefunden zu nicht-
rnonetären privaten Bildungserträgen, daß in Ertragsratenberechnungen der tatsächliche Wert 
von Bildung erheblich unterschätzt wird. 
2. Externe Bildungserträge 
2.1 Beschäjtigungsbezogene Erträge 
Diese beschäftigungs bezogenen Erträge fallen dadurch an, daß von der Ausbildung eines 
einzelnen auch Dritte profitieren, mit denen im Rahmen des Arbeitsprozesses kooperiert wird. 
Die bildl)llgsbewirkte Produktivität eines jeden einzelnen Mitglieds einer Gruppe beein:tlußt die 
Produktivität jedes anderen Gruppenmitglieds. 
2.2 Gesellschaftliche Erträge 
2.2.1 Monetäre gesellschaftliche Erträge 
Mit steigendem Ausbildungsniveau und Einkommen nimmt auch die Steuerkraft des einzelnen 
zu. Besteht allerdings eine differente Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen bei unterschied-
lich ausgebildeten Gruppen, dann muß, wie oben am Beispiel der öffentlich finanzierten Hoch-
schulbildung gezeigt wurde, die Netto-Inzidenz ermittelt werden. 
Gesellschaftliche Erträge resultieren weiterhin daraus, daß mit steigendem formalem Bildungs-
niveau andere Ausgaben des Staates vermindert oder vollständig eingespart werden können. Im 
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Zusammenhnag mit der Erörterung der internen Erträge wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
bei formal besser Qualifizierten im I?urchschnitt das Risiko der Arbeitslosigkeit geringer ist. 
Dies zeigen deutlich die qualifikationsspezifischen Arbeitslosenqlloten (vgl. Tab. 13a und b). 
Die dazu vorliegenden Zeitreihendaten verdeutlichen, daß eine (abgeschlossene) Ausbildung -
gleich welcher Art - besser vor Arbeitslosigkeit schützt als Ausbildungsverzicht. Auffallend ist 
die niedrige Arbeitslosenquote für die Gruppe der Männer mit einem Fachschulabschluß: Sie ist 
niedriger als die der Hochschulabsolventen, obwohl auch deren Arbeitslosenquoten keinen 
Anlaß zur Dramatisierung geben. Seit 1988, dem Jahr mit der höchsten Arbeitslosenquote für 
Universitätsabsolventen, ist die Akademikerarbeitslosigkeit wieder kontinuierlich zurückgegan-
gen4• 
Tab. 13a und 13b 
2.2.2 Nicht-monetäre gesellschaftliche Erträge 
Von der Höhe des erworbenen Bildungskapitals hängen entscheidend die Teilhabe- und 
Gestaltungsmöglichkeiten in vielen Bereichen des privaten und öffentlichen Lebens ab. Aus 
gesellschaftlicher Sicht ist damit die Bedeutung von Bildungsinvestitionen für eine funktions-
fähige Demokratie angesprochen. Empirisch hinreichend belegt ist der enge Zusammenhang 
zwischen Bildung und politischer Partizipation (vgl. Baumert 1991). 
Exkurs: Zur These der "Überinvestition in Humankapi~aI" 
Schon die Bildungsexpansion der 70er Jahre war von Warnungen vor einer Überinvestition in 
Humankapital begleitet Nicht wenige sahen die Gefahr einer die Aufnahmefähigkeit des 
Arbeitsmarktes übersteigenden Überproduktion an Hoschschulabsolventen. Die Entwicklung 
hat jedoch gezeigt, daß das Beschäftigungssystem das gestiegene Angebot an hochqualifizierten 
Arbeitskräften besser absorbierte, als weithin angenommen wurde. Daß dieser Prozeß gleich-
wohl nicht problemfrei verlief, verdeutlicht die Entwicklung der qualifikationsspezifischen 
Arbeitslosenquoten (vgl. Tab. 13a). Ein weiteres Indiz dafür ist die Tatsach~, daß sich die Ein-
kommensabstände bei den Berufsanfangern zwischen den verschiedenen QualifIkationsgruppen 
verringert haben (vgl. Bellmann/Reinberg/Tessaring 1992). 
4 Der Anstieg der Akademikerarbeitslosigkeit in den 80er Jahren war vor allem von der hohen 
Lehrerarbeitslosigkeit geprägt. Daß sich die Absolventen der Lehrarntsstudiengänge mit gravieren-
den Beschäftigungsproblemen konfrontiert sahen, ist im wesentlichen der Einstellungspolitik der 
Kultusminister anzulasten, die weder ihren eigenen Warnungen aus den 70er Jahren entsprach - bis 
Anfang der 80er Jahre wurde noch der Großteil der Bewerberinnen und Bewerber in den Schul-
dienst übernommen - noch vom Bemühen nach einem intertemporalen Ausgleich der Berufs-
chancen von Lehrerinnen und Lehrern geleitet war. 
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Angesichts des Ansturms auf die Gymnasien und Hochschulen mehren sich die Stimmen, die 
erneut vor einem Überangebot an HQchqualifizierten warnen. Vorliegende Projektionsergeb-
nisse zur Entwicklung ~er Wirtschafts- und Tätigkeitsstruktur sowie den sich daraus ableitenden 
formalen Qualifikationsanforderungen stützen diese Einschätzung jedoch nicht (vgl. zusammen-
fassend Klauder 1991). 
In bezug auf die Entwicklung der Wirtschaftstruktur stellt Klauder (1991) fest: "Die deutsche 
Wirtschaft dürfte sich langfristig zu einer forschungs- und entwicklungsintensiven wie umwelt-
verträglichen Wirtschaft mit weitgehender Auslandsorientierung und hohem Dienstleistungs-
anteil wandeln" (S. 130). Wie die Projektionen der Prognos AG und des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (!AB) zur Arbeitslandschaft bis 2010 zeigen, wird dies die Qualifi-
kationsanforderungen naChhaltig verändern: 
Das durchschnittliche formale Qualifikationsniveau des Arbeitskräftebedarfs wird sich allein 
schon durch die veränderte Sektorstruktur (säkularer Strukturwandel zur Dienstleistungsgesell-
schaft) und Tätigkeitsstruktur (Trend zu höheren Tätigkeitsanforderungen) erhöhen. Im Jahre 
2010 werden voraussichtlich etwa zwei Drittel der Beschäftigten in Dienstleistungsbranchen 
tätig sein (1987: 57%). Gemessen an den Tätigkeiten werden 2010 vermutlich Dreiviertel der 
Erwerbstätigen Dienstleistungen im weitesten Sinne ausüben (betreuen, beraten, lehren, 
publizieren, Organisation, Management, forschen, entwickeln). Nur noch knapp 30 Prozent 
werden produktionsorientierte Tätigkeiten ausüben (reparieren, Maschinen einrichten/warten, 
gewinnen/herstellen). 
In Qualifikationsanforderungen übersetzt heißt das (vgl. Abb. 5): 
Abb.5 
Für 18 Prozent aller Arbeitsplätze wird eine Fachhochschul- oder Universitätsausbildung 
erforderlich sein. Gegenwärtig gilt dies erst für zwölf Prozent der Arbeitsplätze. Absolut 
gesehen entspricht dies einem Anstieg des Bedarfs an Akademikern von derzeit 2,8 Mio. 
auf rund 5 Mio. im Jahre 2010. Dieser Bedarf kann - global betrachtet - in etwa gedeckt 
werden, unter der Annahme, daß die Verweildauer an den Hochschulen verkürzt werden 
kann und die Übergangsquote der Hochschulzugangsberechrigten bei 80 Prozent liegt (vgl. 
Tab. 14). 
Der Bedarf an Personen ohne formale Ausbildung wird weiter sinken, von heute 21 Pro-
zent auf rund 13 Prozent im Jahre 2010. 
Der Anteil der Arbeitsplätze für Personen mit Fach-, Meister- und Technikerausbildung 
könnte von heute 8 Prozent auf über 10 Prozent steigen. 
, \~Ul 
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Rund 60 Prozent der Arbeitsplätze wird - unverändert - mit betrieblich oder schulisch aus-
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Tabelle 1: Ausgaben der Gebietskörperschaften für Bildung und Wissenschaft nach 
Ausgabearten in den Jahren 1990 (Ist) und 1991 (Soll), in Mi~_ DM 
Funktion: Bildungswesen insgesamt n 
Ausgabeart Jahr Insgesamt Bund Länder 
Personal- 1990 60.742,5 34,0 54.223,5 
ausgaben 1991· 64.551,3 42,7 57.670,6 
Sachaufwand 1990 18.240,2 279,8 9.416,4 
1991 19.881,9 551,8 10.128,1 
Sach- 1990 7.996,8 5,1 3.900,7 
investitionen 1991 8.183,8 25,8 3.941,0 
übrige 1990 15.929,4 4.836,1 9.484,3 
Ausgaben 1991 18.194,7 5.248,5 11.250,2 
unmittelbare 1990 102.908,9 5.155,0 77.024,9 
Ausgaben 1991 110.811,7 5.868,8 82.989,9 
Zahlungen an - 1990 2.996,5 
öffentl. Bereich 1991 4.999,5 
Brutto- 1990 8.151,5 
ausgaben 1991 10.868;-3 
Zahlungen von 1990 -
gleicher Ebene 1991 -
Zahlungen von 1990 1,3 
anderer Ebene 1991 0,3 
Nettoausgaben 1990 100.841,1 8.150,2 76.010,9 














1) Die Ausgaben für Schülerbeförderung sind dem Sachaufwand 
zugeschlagen worden. 
N.achrichtlich :, 















neuen Länder in Höhe von 1 Mrd. DM für Kindertagesstätten gezahlt. 
Quelle: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 1992 
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Tabelle la: Anteil der Nettoausgaben für Bildung und Wissenschaft der 
Gebietskörperschaften an den gesamten Nettoausgaben in v.H. 
Jahr Insgesamt Bund Länder 
1980 100,0 8,7 72,4 
1981 100,0 8,4 72,2 
1982 100,0 8,5 73,1 
1983 100,0. 9,1 74 ,2 
1984 roo,o 8,3 75,0 
1985 100,0 8,1 75,3 
1986 100,0 8,1 75,2 
1987 100,0 8,0 75,6 
1988 100,'0 7,6 75,9 
1989 >. 100,0 7,8 75,6 
1990 100,0 8,1 75,4 
1991 100,0 9,9 74,1 
1992 














Tabelle 2: Bildungsausgaben (Nelloausgaben) nach Bildungsbereichen, Anleil der einzelnen 
Bildungsbereiche am Bildungswesen insgesamt 
ßildullgsbereich 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 
Elementar- 3,5 3,7 3,5 3,4 J,8 3,6 3,8 4,0 4,4 
bereich 
Schulbereich 59,3 59,0 58,5 57,8 57,8 56,7 56,3 55,3 54,8 
Tertiärer 23,2 23,3 24,0 24,9 25,7 26,2 26,6 27,1 27,8 
Bereich • 
Ausbildungs- 5,5 5,3 5,1 4,6 3,5 3,5 3,4 3,4 3,3 
förderung 
Weiterbildung 1,3 1,4 1,3 1,3 1,3 1,5 .1,5 1,5 1,5 
Forschungs- 4,7 4,7 4,8 5,1 5,1 5,2 5,3 5,4 5,6 
förderung 
sonstiges 2,6 2,6 2,7 2,9 2,9 3,3 3,3 3,3 2,7 
Bildungswesen 
8ildungswesen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
insgesamt U 
, ------ - l __________ ---- - , ___________ 1 _____ 
1) Differenz durch Rundung der Zahlen möglich. 
























Ausgabeart 1980 1981 1982 
Persona1- 55,8 56,4 57,5 
ausgaben 
Sach- 15, 9~1 16,0 16,2 
aufwand 
Sachin- 12,5 11,4 10,1 
vestitionen 
Ubrige 15,9 16,0 16,3 
Ausgaben 
Unmittelbare 100,0 100,0 100,0 
Ausgaben 11 
Bildungsausgaben insgesamt (Bund, Uinder und Gemeinden) - Anteil der 
einzelnen Ausgabearten an den unmittelbaren Ausgaben in v.H. -
1983 1984 1985 1986 1987 19B8 1989 
I 
58,S 59,2 58,9 59,0 59,2 59,5 59,0 
16,B 18,0 1B,6 18,2 17,8 17,5 .17,9 
8,6 7,8 7,6 7,9 7,8 8,0 7,7 
16,2 14,9 15,0 15,0 15,2 15,1 15,4 
100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
. ---- .... _--
" 
1) Differenz durch Rundung der Zahlen möglich. 
Quelle: Bund-L'inder-Kommission für Bildung~planung und Forschungsförderung 1992 
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Abbildung 2: Die Finanzierung des institutionellen Bildungswesens 1980 nach 
































o 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 
mim öffentlicher Sektor Privatsektor 
1) Nur betriebliche Ausbildung 
Quelle: Weishaupt. H.;' Weiß, lvl ~.a.: Perspektiven des Bildungswesens der Bundesrepublik 
Deutschland. Baden-Baden: Nomos 1988, S. 113 
Prozent 
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@ Magnitude nil: !here are data, but the magnitude is negligable 


































































Tabelle 4b: Öffentliche Bildungsausgaben in Prozent des öffentlichen 
'. Gesamthaushalts (1988) 
o 2 4 6 8 10 12 14 16 18 
Quelle: OECD: Education at a Glance. Paris 1992, S. 43 
33 
Tabelle 5: Ausgaben pro Schüler in US-Dollars (1988) 
Expenditure from public sources only (b) Expenditure from public and private sources 
combined (b) 
Pre- Prim- Se- a,b,c Ter- All Pre- Prim- Se- a, b, c Ter- All 
prim- ary con- com- tiary levels prim- ary con- com- tiary levels 
ary dary bined co m- ary dary bined com-
a b c bined a b c bined 
Mostly 
centralised \ 
Austria* 1607 2610 3198 2812 5029 3472 - - - - - -
Belaium* 1524 2115 4050 2838 4987 3111 - - - - - -
France (a) 1569 1885 3073 2360 3780 2802 1649 1976 3387 2250 4362 3161 
Ireland 1060 1125 1891 1412 4740 1666 1107 1146 2005 1472 5429 1769 
ltaly 1588 2457 2887 2546 4250 3082 - - - - - -
Luxembourg 4338 4965 5681 ·5190 12238 5854 - - - - - -
Netherlands x 1913 2263 2094 9542 3376 x 1935 2427 2189 9939 3513 
(a) 
Portugal 707 1314 1373 1295 4451 1528 858 1368 1438 1359 4637 1600 
Average 1541 2015 2884 2356 4705 2900 1586 1824 2976 2307 5448 3000 
Mostly 
decentralised 
Australia* (a) - 1930 2959 - - - - - - - - -
Canada* (a) - - - 3927 7785 4745 - - - 4268 9308 5337 
Germany* 941 2101 2659 2263 5085 3047 - - - - - -
Japan 630 2550 2325 2272 2504 2523 1552 2571 2752 2572 6105 3313 
Switzerland* - - - 4089 10187 4621 - - - - - -
United 1659 2105 2763 2430 7960 3008 - - - - - -
Kingdom (a) "-
United 2778 3566 4370 3843 6386 4301 - - - - 9844 -
States* (a) 
Average 1821 2997 3346 3135 5884 3644 - - - - 9108 -
In 
transition** 
Denmark 2607 3204 4253 3726 10847 4632 2632 3227 4283 3753 10847 4656 
Finland 4361 3145 3786 3557 5293 4536 - - - - - -
Norway 870 3900 4842 3945 7439 4921 - - - ~ - - -
Spain 914 1158 1586 1354 1934 1419 1268 1384 1853 1617 2545 1819 
Sweden 2240 4423 5146 4606 6334 4818 - - - - - -
Average 1270 2041 2429 2157 3806 2424 1332 1578 2078 1813 3484 2084 
Average 1677 2711 3150 2871 5534 3372 1527 2138 2684 2504 8298 3199 
OECD 
* Federnl countries 
** Centralised countries with a policy of decentralisation 
(a) See aunexed notes 
(b) Including current and capital expenditure 
Quelle: OECD: Education at a Glance. Paris 1992. S. 57 
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Tabelle 6: Länderfinanzausgleich 1991 
tatsächliche Modellrechnung 
Leistungen 
- in Millionen DM-
~ordrhein-VVestfalen 0 -
Baden-VVürttemberg - 2.436 -
Bayern 0 -
Hessen - 1.253 -
Hamburg - 258 -
~iedersachsen + 1.741 -
Rheinland-Pfalz + 593 -
SChleswig-Holstein + 626 -
Bremen + 604 + 
Saarland + 383 + 
Sachsen - 74,6 + 
Sachsen-Anhalt + 18,1 + 
Berlin - + 
Thüringen + 40,7 + 
Brandenburg - 0,1 + 
Mecklenburg-Vorpommern + 15,9 + 
Geber-Länder C-); Empfänger-Länder C +); tatsächliche Leistungen: separate Länderfmanzausgleiche in Ostdeutschland und 
























Neue Bundesländer .• 
Deul5chland ........ 














2030 .......... ',,' ..... 
Entwicklung der Bevölkerung 
Sieble koordlnierle Beviilkerungsvorausberechnung 
Davon Im Aller von ... bis uni er ... Jahren 
InsgeS3ml I unler 20 1 20-60 1 60 und äller 
I (XX) 1% von Spallo 11 1 (XX) 1"11 von Spalle 11 1 (XX) 1 % von Spalle 1 
Baslsbovölkerung der Modellrechnungen 
62 679.0 13071.0 20.9 36 533.3 58.3 13074.8 20.9 . 
16.t33.8 '4182.7 25.5 9243.4 56.2 3007.7 18.3 
79112.8 17253.6 21.8 45 ns.7 57,9 16082.5 20.3 
Früheres Bundesgebiet 
63 780.9 13261.9 20.8 37258.8 58.~ 13260.2 20.8 
65 765.3 13940.5 2/.2 36 202.2 55.0 15622.6 23.8 
63 843.7 12139.1 19.0 34 989.1 54.8 16715.4 26.2 
60 711.0 10359.1 17. I 32368.4 53.3 17983.5 29.6 
56598.0 9840.7 17.~ 26803.6 ~7,~ 19953.7 35.3 
Neue BundeslAnder 
16009.1 4013.1 25.1 8980.6 56.1 3015.5 18.8 
15360.9 3376.3 22.0 B 467.6 55.1 3517.0 .22.9 
15014.7 2730.8 ,_ /8.2 8648.3 57.6 3635.6 24.2 
14253.3 2580.9 18.1 7620.1 53.5 4052.4 28,4 
13304.3 2 163.9 16.3 6728.3 50.6 44'2.0 33.2 
Deulschland 
79 790.1 17275.0 21.1 46 239.4 58.0 16715.7 20,4 
81 126.2 17316.8 21.3 44 669.8 55.1 19139.5 23.6 
7B 858.4 14869.9 18.9 43 637.5 . 55.3 20351.1 25.8 
74 964.3 12940.0 17.3 39 988.5 53.3 22 035.8 29,4 






















') Unter 20jährigeje 100 20- bis unlllf 6Ojährlge. - 2) 60jährige und 1I118rej8 100 20- bis unler 6OjAhrige. - 3) Summe aus Jugend- und Allenquolienl. 


























Tabelle 8a: Absolut. und r.lativi.rt. Inzidonz öff.ntlicher lIochuchul",uug",be n' une! I d • .,on 
r in",nz J.erung fUr U",uuhal t. mit und ohne Studenton 1983 ,(lIettoinzldenz) 
Y.'I..!-. ..J.t...,!!I,';,n.! ,!" n 
n.,rkunftll- L.,latun ~ __ ___ L~.t,!!.!LI1J __ • __ .. , .. c~~ t 1II!!l"!L."",lU!ll~ft.'!..!!''' ________ _!-_'Z..!!'..!.!!!~'l!:l'/L~!!..n 
IIclllcht In 1110. In , In tHo. I" , In Hlo. In , j., 1111 In , d .. 11 IIb .. olut IInte 11 11-
_1!!...l2!L. !J..!..!!!.~~!.\~ ___ je 1111 guotlent 
nledrlq 2112 19,4 40 8,1 1092 I q, 9 J15ßl 3 q ,O 5) , 3 2,2 
mitte 1 Je 69 lI,6 111 24, I 3358 H,9 1112~ 21, 3 3 I, ) I, ) 
geho~n 2615 24, J, 120 26,1 2555 24,2 106J9 15,6 22,3 0,9 
hoch 2115 24 1 1 189 41 1 1 2526 ---1.!J 0 10939 10,j,_) __ 14 1 4 0 1 6 
Sumne 10991 100 460 100 105)1 IOD - - - -
, , 
(lI SI .. he Tl\b. 2. 
PI L .. hrh<!loq"n<! IIh9,,""n j .. IInu/llllllt (vql. Tfth. 1) mllltlpllr.l,.rt mit 7.nhl .... r fitll,I .. ,,'"'' In "nr j .. ",,1119"" Schicht. 
PI Lehrb<!zoq""e IIl>ql\l>"n je IInul'hnlt (V91. Tl\h. 31 multlpllzl .. rt ,mit vUt .. r .. "z nUll 1II\\IIIhnlt .. " Inl'gellomt IInt! 7./lhl der Studenten. 
Oen lIauoholten ohno Studenten "erd"l1 nur Ll\lIt"n luq .. r<!chnl'1t, d.h. "xtern" tffekte "l'1rd'!Il nicht elnl>e%09 .. n. 
Quelle: Grilske, K.-D.: Verleilungseffekle der öffenllichen Hochschlilfinllnzierling in der Bllndesrepllblik 
Deulschland - Personale Inzidenz im Querschnilt und Uingsschnilt. Unlerlagen für einen Vorlrag 
auf dl!r Jllhrl!slllgung des Bildungsökonomischl!n Ausschussl!s des Vereins für SOCilllpolilik in 













45 1 5 
100 UJ 0\ 
Boziale Gruppo 
Tabclle8b: Absoluto und rolaliviorlo Inzidonz öffontli
chor lIochschulausgabon und 
doron Finanziorung für allo lIaushalto 1983 
tlottoinzidenz 
J Lo 1a tunQruL1 1 I _-,-__ -"I.",,,,,,o,,,t,,,O,,,'!.-1 _______
_ _ 
lnsge8amtl------1~~II=a=lI~s~h~a~1:,t~ _____ _ 
___ .jo lIau9hal"t ____ _ 
!.!!.!!.!l!!~!!!.!:I ___ ._J!!...!!'!!!J!!!~!.t I ____ lnsq~ 
___________ I __ l!.L.!-.\-.!!Lllli.I!.!LL!!!!JL!!!.!!~tool!!hI-.!!L~--
I,!!L!lli 1!!l,..L!!!!!L,.!!S1!!:~!.~:.,I!:.!!.!!!.!:.!!!!9!!.::.Lh~!!.!:~!!~olLlln DH pn


















2,2 .' 9,6 
1, I 14, I 
0,1 22,9 
---""'--.'--'--~'- _._ .. 
Cl) oia ~Ul'UI\9 wild alt' .11. Uauahatt.. (fiktlva .ultJcl.l1






Quelle: Grilske, K.-D.: Verteilungseffekte,deröffentlichen Hochschulfinanziefllng in 
der Bundesrepublik 
Deutschland - Personale Inzidcnz 1m Querschnitt und LUngsschnitt. Unterlagen rur einen Vortrag 
auf dcr Jahrcst:lgung des Bildungsökonoll\ischcn Ausschusses des Vereins filf Social(l
olitik in 
Nilrnbcrg <un 8.10.1992 
0,9 0,6 -174 
-0, ) 
1,0 1,0 6 
0,0 
1,0 2, I 119 
1,2 
1,0 1,1 109 
0, I 
0,9 0,8 -50 
-0,2 
.~ ... _ .. - - ,.-_. __ ._--_._----_._--
lJ.) 
-..l 
Tabelle 9: Pädagogisch begründeter Lehre.rbedarf in 
NW - Schulsysteme und Betriebsgrößen im 
Vergleich (Basis: Lehrer-WoStd/ Schüler) 
_ LWS/SchÜler '~&"':"'~ll ~~~ Lehrerbedarfs-Index in % 
HS 1-züg. 108 Schül. 
HS 1-züg. 138 Schül. 
H S 2-züg. 276 SchüL 
HS 3-züg. 414 SchüL 
RS 2-züg. 312 Schül. 
GY, 2-züg.312 Schüt 
SekS 3-züg.450 S/KI. 
SekS 4-züg.600 S/KI. 
KGS 4-züg. 600 S/KI. 
KGS 5-züg. 750 S/KI. 























3 2,5 2 1,5 1 0,5 0 40 80 120 160 
Quelle: HoItappels, Institut für Schulentwicklungsforschung 1992· Berechnungsbasis: LWS: Schülerzahl/Index HS'2-züg. = 100 
U-l 
00 
Anmerkung: Berücksichtigt wurden in der Modellrechnung der a) Lehrergrundbedarf (Schülerwochenstunden nach Stundentafel), b) Differenzierungsbedarf und 
c) Ausgleichsbedarf (Vertretungsreserve, EntIastungsstunden). Bei den kooperativen Systemen wurden zusätzlich zur durchschnittlichen Schüler-Lehrer-
Relation Förderungs- und Differenzierungszuschläge in der Größenordnung von 4 Lehrerwochenstunden je Klasse veranschlagt. 
Tabelle 10: Zusammenhang zwischen Ressourcen-Input und Effektivität (130 Studien) 
Zahl der Studien mit Zahl der Studien mit statistisch 
statistisch signifikantena) insignifikanten Koeffizienten 
Zahl der Studien Koeffizienten 
je Input- Effektrichtung 
Input-Variablen Variable positiv negativ Insgesamt positiv negativ unbekannt 
Alle 130 Studien 
Lehrer-Schüler-Relation 109 9 13 87 25 41 21 
Lehrerausbildung 101 6 4 91 23 31 37 
Berufserfahrung der Lehrer 104 30 6 68 32 21 15 
Lehrergehalt 60 9 1 50 15 11 24 
Ausgaben pro Schüler 55 5 3 47 23 13 11 
Qualität der Schulgebäude "" 
und -ausstattung 71 7 5 59 14 14 31 
Qualität des Schul-
verwaltungspersonals 54 4 1 49 11 14 24 L;.) 
\0 
Studien mit Testleistungen als Kriterium 
Lehrer-Schüler-Relation 66 7 4 55 15 19 21 
Lehrerausbildung 66 2 4 60 13 20 27 
Berufserfahrung der Lehrer 67 22 1 44 20 9 15 
Lehrergehalt 40 7 0 33 6 3 24 
Ausgaben pro Schüler 35 3 2 30 12 7 11 
Qualität der Schulgebäude 
und -ausstattung 45 6 2 37 9 7 21 
Qualität des Schul-
verwaltungspersonals 36 2 1 33 4 6 23 
a) Signifikant auf 5%-Niveau 
Quelle: Eric A. Hanushek: Throwing Money at Schools. In: Journal ofPolicy Analysis and Management, 1(1981)1, S. 26 
Abbildung3: Kategorisierung von BildungsertrUgen 
Bildungserträge 
7nCErlrUgC 7~EMJge 
1.1 Monetäre Erträge 1.2 Nichtmonetäre 2.1 Beschllftigungs- . 2.2 Gesellschaftliche 
bezogene ErtrUge Erträge 
/\ 
Nichlmone- 1.2.2 Außer- 2.2.1 Monetäre 2.2.2 Nichtmone-1.1.1 Direkte 1.1.2 Indirektc 1.2.1 
tUre Options- berufliche gesellschaft- tUre gesell-
.j:>.. 
0 monetäre monetUrc' 
Erträge ErtrUgc und Erträge liehe Erträge schaft liehe 
(bildungs- (Options- "Schutz"- (Steuerer- Ertrilge (Auf-
spezifische erträge, Ertr1\ge träge, ver- rechterhal-
Einkom- intergcncra- miedene ge- tung ein~r 
mcnsdiffe- tionalc seilschaft Ii- funktions-






Tabelle 11: Relative mittlere Jahreseinlt:ommen nach Bildungsabschluß* 
(" ............................................... ] , ................................................. ; 1 .. •• .......... •• ...... • .... •••• .. • ...... ••••••• .. : r ........ ·.:: ............ ·· .. · .... ·· .. ·· .... · .. ··· , ................................................. ; 
Pre-Primary Lower 
Primary Secondary 





























X 75 85 
76 92 93 
0 85 88 
X 94 93 
X 86 85 
71 84 91 
70 90 93 
0 84 85 
34 64 69 
... 
* Mittleres Einkommen von 45-64 jährigen mit Sekundarschulabschluß 
(upper secondary level) = 100 
• Pre-primary 
• Lower secondary 
11 Upper secondary = 100 
• Higher education (non-education) 
f'ITJil Higher education (university) 
























Upper High Education High education 
Secondary (non-university) (university) 
M+W M W M+W M W M+W M W 
100 100 100 103 126 129 146 150 190 
100 100 100 116 114 119 175 168 176 
100 100 100 100 106 110 145 143 140 
100 100 100 131 131 130 189 187 177 
100 100 100 123 124 123 178 167 195 
100 100 100 101 99 103 143 137 133 
100 100 100 116 118 121 153 152 151 
100 100 100 131 124 154 163 156 176 
100 100 100 132 121 141 190 170 195 
.. . .. . 
b f1 b J E 2 j j ~ .g ; tF ci; J ~ 















Einkommen1 und Qualifikation 1989 





Vollzeit-Erwerbstätige: 20,S Millionen% 
I Insgesamt 
~
Qualifikation DMlProzent Männer: 14,2 Millionen 
ohne Ausbildung ~ 4382 =51 2419 :32 11 2337 = 45 11 1930 =21 I 1 1988 :!:29 
LehreiB FS Di 2876 =.t8 2449: 24 11 2467:35 11 2034: 19 I 1 2159: 30 
Fachschule D1 3002=44 2927:!:24 11 3010 :29 11 2209 :!:23 I 1 3363 :1:34 
Fachhochschule Di 4439 =34 3534=22 li 3718 = 29 11 I 1 3676 =29 
Universität ~ 5190 =27 4210 = 23 11 3953 = 32 11 I I 4181 :29 
Insgesamt ~ 3175 :47 3062=32 11 2806 :37 11 2014 :!:20 I 1 2285 :38 
• aun:nscnnllttic:nes monaOic:nes Nenoe,"konvnen ,n DM (Median); durcllscnn,ltliclle Einkcmmensst:euung ,n Prozent 








Einkommen 1 und Qualifikation 1989 
Erwerbstätige insgesamt: 27,7 Millionen 
Teilzeit-
:--~;it8r;k;;:;;';;;';;;;;~b;"25.6fjiiiji";;;;-;;;;;--l---J Erwerbstätige, , mit Einkommensangabe: 25,6 Millionen Auszubildende: 
5,1 Millionen 
Vollzeit-Erwerbstätige: 20,S MillionenZ 
I Selbständige I 1 Insgesamt 
~ ~
DMlProzent Frauen: 6,3 Millionen 
Dl 1615 :58 11 1582:1:36 1.1 1684:1:33 11 1360:1:26 1453 :1:33 
Dl 1944:51 11 1918 :1:23 11 1709:1:Zl 11 1376:1:26. 1652:1:29 
bl 205O;{49 11 2275:1:21 11 1993 :1:28 11 1542::1:28 1980 :1:31 
Dl 2722:44 11 2434:1:24 11 2197:1:26 11 I 2265::1:28 
Dl 3552:1:48 11 3207:22 11 . 2429::1:36 11 I 2896 ::1:33 
Cl 1961 :57 ·11 2390:1:34 11 1753 :1:30 11 1369 :1:26 1659::1:34 
• durchschnlltllches monaUicl1es Nettoeinkommen in DM (Median); dlJrdlSdlnittllche EinkOmmensstrauung in Prozent 










Abbildung 4: Enragsratenberechnung für Universitätsausbildung 
Labor earnings (U .5. dollars) 
__ ----.., Universily graduales 
+ 
Secondary school leavers 
Costs 
~--~----~~-------------------------------6~)~Age IH - - U • I 
~--~~~----------------------------~~'--Time(yea~) 
I - - • 
I - - I '. ,.' .. 
" 
-4 U 43 
~,.. __ A"' __ "'" 
c (cast ycars) n (hcncfit ycars) 
Direct costs (U.S. dullars) 
Quelle: Psacharopoulos, G.: Returns to Education: An Updated International Comparison. In: 
Comparative Education, 17(1981)3, S. 322 
44 
Tabelle 12: Interne Bildungs-Ertragsraten für 29 Uinder nach Region und Bildungsstufe 
Social (pri .... ate) IROR:; (%) 
Sampie 
Country year Primary Secondary Higher 
Developing 
AJrica 
Botswana 1983 42 (99) 41 (76) 15 {38\ 
Ethiopia 19i2 20 (35) 19 (231 10 (2i) 
Ghana 1967 18 \2S) 13 tI i) 17 (3i) 
Kenya 19i1 22 (28) 19 \33) 9 (31) 
1980 na (na) 13 (IS) na (na) 
Malawi 1982 IS (16) 15 (I iJ 12 (47) 
Nigeria 1966 23 (30) 13 t 1-1-) 17 (3-1-) 
Somalia 1983 21 (60) 10 (13) 20 (33) 
Asia 
India 1978 29 (33) 1-1- (20) II (13) 
Pakistan 19i8 13 (20) 91,11\ 8 (27) 
Philippines 19i1 7 (9'\ 7 (i'J 9 (10) 
South Korea 19i1 na (nal IS \ 16\ 9 (16) 
Thailand 19iO 31 (S6\ 131lS: II (1-1-\ 
Taiwan 1972 27 (SO) 12 (13) 18 (16) 
!.atin America 
Brazil 1970 na (na) 24 (2S) 13 (14) 
1980 na (na) na (18) na (18) 
Colombia 1973 na (IS) na (IS) na (21) 
MeXico 1963 2S (32) 17 (23) 23 (29j 
Puerto Rieo 1959 24 (68) 3-1- (52} 16 (29) 
Venezuela 1957 82 (na) 17 (18) 23 (27) 
198-1- 18 (24). 11 (12) 9 (15) 
Intermediate 
Cyprus 1979 8 (IS) . 7 (7) 8 (6) 
Greeee 1977 17 (20) 6 (6) 5 (6) 
Iran 1916 15 (na) 18 (21) 14 (19) 
Israel 19S8 17 (27) 7 (1) 7 (8) 
Spain 1971 17 (32) 9 (10) 13 (16) 
Advaneed 
Canada 1961 na (na) 12 (16) 14,(20) 
France 1969 na (16) 10 (12) 11 (10) 
1976 na (14) na (11) na (9) 
Great Britain 1978 na (na) 9 (11) 7 (23) 
Japan 1976 10 (13) 9 (10) 7 (9) 
1980 na (na) na (na) 6 (8) 
New Zealand 1966 na (na) 19 (20) 13 (15) • 
Sweden 1961 na (na) 11 (na) 9 (10) 
Saum: Psacharopoulos (1985): Appendix Table A.l, and Psacharopoulos (l989): Table A.I. 
na=not available. 
Quelle: Cohn. E.; Geske. T.G.: The Economics ofEducation. 3. Aufl .• Oxford u.u.: Pergamon Press 
1990.S.130 
Tabelle 13a: Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten 1975 - 1991 nach Geschlecht (% ) 
Qualif • 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 
I 
MÄNNER 
O.AUSBILD. 7,0 5,5 5,9 5,9 5,0 6,3 10,2 14,5 16,2 16,6 18,0 17,4 18,7 18,1 16,1 14,8 14,2 
LEHRE/BFS 2,9 2,5 2,2 2,0 1,6 1,8 2,9 5,1 5,7 5,8 5,9 5,2·' 5,4 5,4 4,8 4,4 3,9 
FACHSCHULE 1,7· 1,9 1,5 1,0 0,8 0,8 1,1 1,8 2,1 1,8 1,6 1,5 1,7 1,8 1;6 1,5 1,3 
FilS 3,0 "~' 1 2,7 1,9 1,6 1,5 2,1 3,3 3,8 3,4 3,3 ?,7 2,8 3,1 2,8 2,5 2,3 UNI 1;5 ,0 2,1 1,7 1,7 1,9 2,5 3,3 3,8 4,1 4,2 3,9 4,2 4,4 4,0 3,6 3,1 
INSGESAMT 4,0 3,3 3,1 2,9 2,3 2,7 4,3 6,9 7,6 7,7 8,0 7,3 7,6 7,4 6,5 5,8 .. 5,3 
FRAUEN 
O.AUSßILD. 7,9 7,4 7,8 7,8 7,0 7,6 10,4 12,9 14,6 14, " 16,5 16,9 17,7 17,6 16,1 15,2 13,9 .j::>. 
LEHRE/BFS 3,9 4,5 4,5 4,2 3,6 3,7 5,0 6,6 7,4 7,4 7,9 7,3 7,3 7,2 6,5 5,8 4,8 U\ 
FACHSCHULE 4,2 6,3 7,1 7,5 5,6 4,9 7,2 11,1 11,5 11,3 11,0 10,2 10,2 10,1 9,0 8,1 6,7 
FilS 4,8 5,4 5,0 4,0 4,2 4,5 6,2 8,7 8,9 8,8 9,4 8,7 8,3 8,4 7,7 6,7 5,4 
UNI 1,2 1,7 2,1 2,1 2,3 2,7 3,9 5,0 6,1 6,9 7,6 7,4 . 8,1 8,5 7,3 6,7 5,6 
INSGESAMT 5,6 5,7 5,9 5,7 5,0 5,2 1,1 9,1 10,1 10,0 10,9 10,5 10,6 10,4 9,3 8,5 7,2 
INSGESAWr 
O.AUSBILD. 7,4 6,4 6,8 6,9 6,0 7,0 10,3 13,7 15,4 15,6 17,2 17,2 18,2 17,8 16,1 15,0 14,0 
LEJlRE/BFS 3,2 3,1 3,0 2.7 2,3 2,4 3,6 5,6 6,3 6,4 6,7 6,0 6,2 6,1 5,5 4,9 4,3 
FACJlSCHULE 2,1 2,7 2,5 2,3 1,8 1,8 2,5 3,7. 4,0 3,8 3,6 3,4 3,6 3,7 3,3 3,0 2,6 
FHS 3,2 3,4 3,2 " 2,3 2,1 2,0 2,9 4,4 4,8 4,5 4,5 3,9 4,0 4,2 .3,9 3,5 3,0 
UNI 1,4 1,9 2,1 1,9 1,9 2,2 3,0 3,9 4,6 5,1 5,4 5,1 5,6 5,9 5,2 4,7 4,0 
INSGESAMT 4,6 4,2 4,2 3,9 3,3 3,6 5,4 7,7 8,6 8,6 9,1 8,6 8,8 8,6 7,7 6,9 6,1 
Anm. : alte Bundesländer; jeweils Ende September; Arbeitslose in % der abhängigen 
Erwerbspersonen (ohne Auszubildende und Soldaten) gleicher Ausbildung; 1990 und 1991 vorläufig 




Ausbildung und Arbeitslosigkeit 
Arqeitslosenquoten von Männern und Frauen (in 0/0) 
Ost 
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Anmerkung: Arbeitslose in % der abhängigen Erwerbspersonen gleicher " 
Ausbildung (ohne Auszubildende und Soldaten); geringe Abweichungen zu den 
offiziellen BA-Quoten wegen Herausrechnung der Auszubildenden 
Quelle: Parmentierrressaring, lAB 1991 





Abbildung 5: Erwerbstätige nach unterschiedlichen 
Anforderungsprofilen der Tätigkeiten 
1985 und 20IO 
- ohne Auszubilde~de, Anteile in % -


























2 HIlfstätigketten In PrOduktion. ReInigung. 
Bewirtung. Lagerhaltung. Transport. 
einfaChe Bürotattgkelten. verkaufsnllfen u.ä. 
a Fachtatlgkelten In der PrOdUktion. 
MaSChinen einrichten u.a •• Reparieren. 
FacnverCeinlkaufer. SachoearOelter. 
Assistenrenratigkeiten In Forscnung und 
entwiCklung. niChtakademische Betreuung u.a. 
~ Führungsaufgaben. Organisation und Management. 
ouallflZlerte ForSChUng und EntwiCklung. 
Betreuung. Beratung. Lehren u.a. 
Quelle: IABfPrognos-Projektion 1988/89 (obere Projektionsvariance) aus 
Prognos AG (P. Hofer/I. WeidigiH. Wolff), Arbeitslandschaft bis 
ZOtO, 'itrAB 13 I, Nürnberg 1989 IAB-VlIft-8/89 
Tabelle 14 
Akademjkerangebot und -bedarfb~s 2000/2010 





1987 2000 2010 
Erwerbstätige Erwerbspersonen Erwerbspersonen 
Quelle: Tessarlng, MittAB 1/1991 
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